
Satzung des Vereins 

„Paten für Nepal – Save Blessing Child Home e.V“ 

 

§1 Name, Sitz und Geschäftsjahr 

1. Der Verein führt den Namen: Paten für Nepal – Save Blessing Child Home e.V.. 

2. Der Verein hat seinen Sitz in Vlotho, Kreis Herford. 

3. Der Verein soll in das Vereinsregister eingetragen werden und führt dann den Namens-

zusatz „eingetragener Verein“ in der abgekürzten Form „e.V.“. 

4. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

§2 Vereinszweck und Gemeinnützigkeit 

1. Zweck des Vereins ist die Förderung und Ausführung von Projekten der Entwicklungs-

zusammenarbeit, die Förderung internationaler Gesinnung, der Toleranz auf allen Ge-

bieten der Kultur und des Völkerverständigungsgedankens und die Nächstenhilfe. 

2. Der Vereinszwecks wird insbesondere verwirklicht durch 

• die Förderung des nepalesischen Kinderheims „Save Blessing Child Home“ in Kath-

mandu (Nepal); 

• die Förderung der individuellen Entwicklung von Kindern und jungen Menschen in 

der Obhut des nepalesischen Kinderheims „Save Blessing Child Home“ in Kath-

mandu (Nepal), insbesondere durch die Unterstützung bei deren allgemeiner Le-

benshaltung und bei deren Besuchen von Bildungseinrichtungen durch die Vermitt-

lung von Patenschaften und die damit verbundene Finanzierung von Schulgebühren 

und -materialien; 

3. Die Erfüllung der satzungsgemäßen Zwecke soll durch geeignete Mittel aus Beiträgen, 

Umlagen, Spenden, Zuschüssen und sonstigen Zuwendungen ermöglicht werden. 

4. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 

Abschnitts „steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung in der jeweils gültigen 

Fassung.  

5. Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwe-

cke. 

6. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden. 

Die Mitglieder des Vereins erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 



7. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder 

durch unverhältnismäßig hohe Vergütung begünstigt werden. 

8. Der Verein ist politisch und weltanschaulich neutral. Er trägt durch die Erfüllung der 

satzungsgemäßen Zwecke neben der Verwirklichung der steuerbegünstigten Zwecke 

auch dem Ansehen der Bundesrepublik Deutschland im Ausland bei. 

 

§3 Mitgliedschaft 

1. Mitglied des Vereins kann jede voll geschäftsfähige natürliche oder juristische Person 

werden, sofern sie sich zur Einhaltung dieser Satzungsbestimmungen verpflichtet. 

2. Der Verein besteht aus aktiven und fördernden Mitgliedern sowie aus Ehrenmitglie-

dern. 

3. Die Mitgliedschaft entsteht durch Eintritt in den Verein. 

4. Der Aufnahmeantrag ist schriftlich oder per E-Mail an die bekannte Adresse des Ver-

eins an den Vorstand zu richten, welcher ohne Rechenschaftspflicht über die Auf-

nahme entscheidet. Die Ablehnung eines Aufnahmegesuchs ist schriftlich oder per E-

Mail mitzuteilen. Gegen eine ablehnende Entscheidung kann innerhalb eines Monats 

nach Zugang schriftlich Beschwerde eingelegt werden, über die von der nächsten or-

dentlichen Mitgliederversammlung entschieden wird. Die Beschwerdeentscheidung 

wird schriftlich zugestellt. Ein Anspruch auf Mitgliedschaft besteht nicht. 

5. Voraussetzung zur Annahme der aktiven Mitgliedschaft ist die Zustimmung des Vor-

stands. Gültig wird sie ab persönlicher Teilnahme an einer Mitgliederversammlung, so-

fern durch den Vorstand nichts anderes beschlossen wurde. 

6. Sofern nicht anders verfügt besitzt die Fördermitgliedschaft ab Annahme des Antrags 

durch den Vorstand und Erfüllung aller Voraussetzungen ihre Gültigkeit. 

7. Ummeldungen von aktiver auf fördernde Mitgliedschaft sollte mindestens eine Woche 

nach Versand der Einladung zur nächsten Mitgliederversammlung schriftlich dem Vor-

stand mitgeteilt werden. Die Umstellung von fördernder auf aktive Mitgliedschaft wird 

als neuer Aufnahmeantrag gehandhabt. 

8. Die Mitgliedschaft endet außer durch Tod (natürliche Person) oder der Auflösung (ju-

ristische Person) des Mitglieds durch Austritt oder Ausschluss aus dem Verein. 

9. Der Austritt ist zulässig unter Einhaltung einer Frist von 4 Wochen zum Ende des jewei-

ligen Geschäftsjahres. Er muss schriftlich oder per E-Mail an die bekannte E-Mail-Ad-

resse des Vereins gegenüber dem Vorstand erklärt werden. Bei juristischen Personen 

endet die Mitgliedschaft auch mit Verlust der Rechtsfähigkeit. 

10. Die Suspendierung eines Mitglieds mit sofortiger Wirkung und aus wichtigem Grund 

kann vom Vorstand dann ausgesprochen werden, wenn das Mitglied trotz zweifacher 



Mahnung mit der Zahlung des Mitgliederbeitrags im Rückstand ist oder in grober 

Weise gegen die Satzung, Ordnungen, den Satzungszweck oder die Vereinsinteressen 

verstößt. Über den Ausschluss eines Mitglieds entscheidet der Vorstand mit der Mehr-

heit der Stimmen des Vorstands. Dem Mitglied ist unter Fristsetzung von 2 Wochen 

Gelegenheit zu geben, sich in schriftlicher Form vor den Mitgliedern des Vereins zu den 

erhobenen Vorwürfen zu rechtfertigen. Die nächste Mitgliederversammlung entschei-

det über Ausschluss oder Reaktivierung des suspendierten Mitglieds. 

11. Bei Beendigung der Mitgliedschaft, gleich aus welchem Grund, erlöschen alle Ansprü-

che aus dem Mitgliedsverhältnis. Eine Rückgewähr von Beiträgen, Spenden oder sons-

tiger Unterstützungsleistungen (wie bspw. Zeit- und Sachspenden, oder sonstiger nicht 

vertraglich geregelter Arbeitsaufwand) ist grundsätzlich ausgeschlossen. Der Anspruch 

des Vereins auf rückständige Beitragsforderungen bleibt hiervon unberührt. 

12. Die Teilnehmer*innen der Gründungsversammlung können auf dieser frei über ihren 

Mitgliedsstatus entscheiden. 

 

§4 Mitgliedsbeiträge 

1. Es ist ein Mitgliedsbeitrag zu leisten. 

2. Seine Hohe bestimmt die jeweils gültige Beitragsordnung, die von der Mitgliederver-

sammlung beschlossen wird. Über Änderungen der Mitgliedsbeiträge beschließt die 

Mitgliederversammlung mit einfacher Mehrheit. 

3. Der Beitrag ist jährlich zu zahlen und gilt für das Kalenderjahr. 

4. Eine Aufnahmegebühr wird nicht erhoben. 

 

§5 Rechte und Pflichten der Mitglieder 

1. Aktive Mitglieder arbeiten im Verein direkt mit. Sie haben auf den Mitgliederversamm-

lungen Stimmrecht. Aktive Mitglieder haben das Recht gegenüber dem Vorstand und 

der Mitgliederversammlung Anträge zu stellen und über deren Entscheidung Rechen-

schaft einfordern. 

2. Fördermitglieder betätigen sich in der Regel nicht aktiv am Verein, unterstützen oder 

fördern ihn jedoch in geeigneter Weise. Sie können nach Anmeldung an den Mitglie-

derversammlungen teilnehmen, haben auf diesen jedoch kein Stimmrecht. In Ausnah-

mefällen kann die Mitgliederversammlung Fördermitgliedern das Stimmrecht erteilen. 

Fördermitglieder können gegenüber dem Vorstand und der Mitgliederversammlung 

Anträge stellen, wobei diese ohne Rechtfertigung zurückgewiesen werden können. 



3. Ehrenmitglied kann jede natürliche oder juristische Person sein, die sich in besonderer 

Weise um den Verein verdient gemacht hat. Die Ehrenmitgliedschaft wird von der Mit-

gliederversammlung beschlossen. Ehrenmitglieder haben Teilnahme- und Stimmrecht 

in der Mitgliederversammlung, sind von den Beitragszahlungen befreit und stimmen 

der Satzung zu. 

4. Jedes Mitglied hat der jeweils gültigen Beitragsordnung Folge zu leisten. Die Missach-

tung der Beitragsordnung ist als Satzungsverstoß zu werten. 

5. Jedes Mitglied ist verpflichtet, den Verein und den Vereinszweck nach innen und au-

ßen in ordnungsgemäßer Weise zu unterstützen und zu repräsentieren. 

 

§6 Organe des Vereins 

Organe des Vereins sind die Mitgliederversammlung und der Vorstand. 

 

§7 Die Mitgliederversammlung 

1. Oberstes Organ des Vereins ist die Mitgliederversammlung. 

2. Die Mitgliederversammlung hat insbesondere folgende Aufgaben: 

a) Genehmigung des Haushaltsplanes für das kommende Geschäftsjahr 

b) Entgegennahme des Rechenschaftsberichts des Vorstands und dessen Entlastung 

c) Entgegennahme des Rechnungsprüfungsberichts 

d) Wahl des Vorstands und der Rechnungsprüfer 

e) Festsetzung der Höhe des Mitgliedsbeitrages 

f) Beschlüsse über Satzungsänderungen und Vereinsauflösung 

g) Beschlüsse über die Berufung eines Mitglieds gegen einen Ausschluss durch den 

 Vorstand. 

3. Eine ordentliche Mitgliederversammlung wird vom Vorstand des Vereins nach Be-

darf, mindestens aber einmal im Geschäftsjahr einberufen. Die Einladung erfolgt ei-

nen Monat vorher schriftlich oder per E-Mail durch den Vorstand mit Bekanntgabe 

der vorläufig festgesetzten Tagesordnung. Wenn innerhalb einer Woche über die 

Hälfte der Mitglieder schriftlich eine Terminverlegung mit Einigung auf einen geeig-

neten Ausweichtermin einreicht, muss dieser vom Vorstand angenommen werden. 

4. Die Mitgliederversammlung kann entweder real oder virtuell erfolgen. Der Vorstand 

entscheidet hierüber nach seinem Ermessen und teilt dies den Mitgliedern in der Ein-

ladung mit. Die Vorschrift des § 32 Abs. 2 BGB bleibt hiervon unberührt. Virtuelle 

Mitgliederversammlungen finden in einem nur für Mitglieder zugänglichen Chatroom 

statt. Mitglieder müssen sich hierbei mit ihren Daten sowie einem gesonderten Pass-

wort anmelden. 



5. Das Passwort ist jeweils nur für eine virtuelle Mitgliederversammlung gültig. Mitglie-

der, die ihre E-Mail-Adresse beim Verein registriert haben, erhalten das Passwort 

durch eine gesonderte E-Mail, die übrigen Mitglieder erhalten das Passwort per Brief. 

Ausreichend ist eine Versendung des Passworts zwei Tage vor der Mitgliederver-

sammlung an die dem Verein zuletzt bekannt gegebene (E-Mail-)Adresse bzw. eine 

Woche vor Versammlung an die dem Verein zuletzt bekannte Postadresse. Die Mit-

glieder sind verpflichtet, das Passwort geheim zu halten. Eine Weitergabe an dritte 

Personen ist nicht zulässig. 

6. Anträge der Mitglieder zur Tagesordnung sind spätestens eine Woche vor der Mit-

gliederversammlung beim Vereinsvorstand schriftlich einzureichen. Nachträglich ein-

gereichte Tagesordnungspunkte müssen den Mitgliedern rechtzeitig vor Beginn der 

Mitgliederversammlung mitgeteilt werden. Spätere Anträge, sowie während der Mit-

gliederversammlung gestellte Anträge („Dringlichkeitsanträge“), müssen auf die Ta-

gesordnung gesetzt werden, wenn in der Mitgliederversammlung die Mehrheit der 

erschienenen stimmberechtigten Mitglieder der Behandlung des Antrags zustimmt. 

7. Der Vorstand hat eine außerordentliche Mitgliederversammlung unverzüglich einzu-

berufen, wenn es das Interesse des Vereins erfordert oder wenn die Einberufung von 

mindestens einem Drittel der stimmberechtigten Vereinsmitglieder schriftlich unter 

Angabe des Zwecks und der Gründe vom Vorstand verlangt wird. 

8. Die Teilnahme an der Mitgliederversammlung ist persönlich, in bevollmächtigter Ver-

tretung und via Internet-Konferenz möglich. 

9. Die Mitgliederversammlung wird von der oder dem Vorsitzenden, bei dessen Abwe-

senheit von einem anderen Mitglied des Vorstandes geleitet. Ist kein Vorstandsmit-

glied anwesend, bestimmt die Versammlung die Leitung.  

10. Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden in einem Protokoll innerhalb von 2 

Wochen nach der Mitgliederversammlung niedergelegt und von zwei Vorstandsmit-

gliedern unterzeichnet. Das Protokoll kann von jedem Mitglied eingesehen werden 

und wird jedem Mitglied auf geeignete Weise zugänglich gemacht. 

11. Die Mitgliederversammlung kann sich eine Geschäftsordnung geben. 

 

§8 Stimmrecht und Beschlussfähigkeit der Mitgliederversammlung 

1. Stimmberechtigt sind alle aktiven Mitglieder und Ehrenmitglieder. Jedes stimmbe-

rechtigte Mitglied hat eine Stimme. Bei Familien- und Körperschaftsmitgliedschaften 

haben diese Mitglieder jeweils eine Stimme, die durch eine Vertreterin oder einen 

Vertreter wahrgenommen wird.  

2. Jede Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mit-

glieder beschlussfähig. Die Mitgliederversammlung ist bei Änderung des 



Vereinszwecks und der Auflösung des Vereins jedoch nur dann beschlussfähig, wenn 

mindestens die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Für den Fall der Beschlussunfä-

higkeit muss die oder der Vorsitzende innerhalb von vier Wochen eine neue Mitglie-

derversammlung mit derselben Tagesordnung einberufen, die unabhängig von der 

Zahl der anwesenden Mitglieder beschlussfähig ist. Darauf ist in der Einladung hinzu-

weisen. 

3. Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden mit einfacher Mehrheit gefasst. 

Eine Vertretung durch Stimmübertragung ist durch schriftliche Vollmacht möglich. 

Stimmenthaltungen bleiben außer Betracht. Bei Stimmengleichheit gilt der gestellte 

Antrag als abgelehnt. 

4. Abstimmungen in der Mitgliederversammlung erfolgen offen, sofern vom Antrags-

steller oder der Mehrheit nicht ausdrücklich eine Geheimwahl gewünscht wird. 

5. Für Satzungsänderungen und Beschlüsse zur Auflösung des Vereins ist eine Dreivier-

tel-Mehrheit der erschienenen Stimmberechtigten erforderlich. Eine Vereinszweck-

änderung kann von der Dreiviertel-Mehrheit aller stimmberechtigten Mitglieder be-

stimmt werden. 

§9 Vorstand 

1. Der Vorstand im Sinne des §26 BGB besteht aus mindestens zwei und höchstens vier 

Personen.  

2. Der Vorstand wird auf zwei Jahre gewählt. Das Vorstandsmitglied mit der höchsten 

Zahl der Stimmen bei der Wahl ist damit zugleich zur/zum Vorsitzenden gewählt, das 

Mitglied mit der zweithöchsten Stimmenzahl zu seiner Stellvertretung. Bei Stimmen-

gleichheit entscheidet die Mitgliederversammlung in gesonderter Wahl. Nach Fristab-

lauf bleiben die Vorstandsmitglieder bis zum Antritt ihrer Nachfolger*innen im Amt. 

Vorstandsmitglieder können unbegrenzt oft wiedergewählt werden. Die Annahme 

der Wahl kann schriftlich im Voraus erfolgen. Mit der turnusgemäßen Neuwahl des 

Vorstands endet die Amtszeit des bisherigen Vorstands, insofern dieser ordnungsge-

mäß entlastet wurde. 

3. Der Vorstand leitet verantwortlich die Vereinsarbeit. Er kann sich eine Geschäftsord-

nung geben und kann besondere Aufgaben unter seinen Mitgliedern verteilen oder 

Ausschüsse für deren Bearbeitung oder Vorbereitung einsetzen. 

4. Der Vorstand vertritt den Verein gerichtlich und außergerichtlich. Jedes Vorstands-

mitglied ist einzeln vertretungsberechtigt. 

5. Vorstandsbeschlüsse werden mit einfacher Mehrheit in Vorstandssitzungen gefasst, 

die von der oder dem Vorsitzenden mit einer Frist von einer Woche in Textform ein-

berufen werden. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Vorstands-

mitglieder anwesend sind. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. Ein 

Vorstandsbeschluss kann unter Verzicht auf Form- und Fristerfordernisse schriftlich, 



per E-Mail, Telefax oder fernmündlich gefasst werden, wenn sich alle Vorstandsmit-

glieder damit einverstanden erklären. Vorstandsbeschlüsse sind schriftlich niederzu-

legen und von mindestens zwei Vorstandsmitgliedern zu unterschreiben. 

6. Scheidet ein Vorstandsmitglied vor Ablauf der Wahlzeit aus, ist der Vorstand berech-

tigt, ein kommissarisches Vorstandsmitglied zu berufen oder das Vorstandsamt auf 

ein anderes Vorstandsmitglied zu übertragen. Auf diese Weise bestimmte Vorstands-

mitglieder bleiben bis zur nächsten Mitgliederversammlung im Amt. 

7. Die Vorstandsmitglieder haften gegenüber dem Verein nur für grob fahrlässige oder 

vorsätzlich begangene Pflichtverstöße. 

 

§10 Rechnungsprüfer*innen 

1. Die Rechnungsprüfer*innen haben die Aufgabe, Rechnungsbelege sowie deren ord-

nungsgemäße Verbuchung und die Mittelverwendung zu prüfen und dabei insbeson-

dere deren satzungsgemäße und steuerlich korrekte Verwendung festzustellen. Die 

Prüfung erstreckt sich nicht auf die Zweckmäßigkeit der vom Vorstand getätigten 

Aufgaben. Die Rechnungsprüfer*innen haben die Mitgliederversammlung über das 

Ergebnis der Kassenprüfung zu unterrichten. Sie nehmen zur Entlastung des Vorstan-

des Stellung. 

2. Über die Mitgliederversammlung werden zwei Rechnungsprüfer*innen für die Dauer 

von einem Jahr gewählt. Die unmittelbare Wiederwahl einer oder eines der beiden 

Rechnungsprüfer*innen ist jeweils zulässig. 

3. Die Rechnungsprüfer*innen dürfen nicht dem Vorstand angehören. 

 

§11 Auflösung des Vereins 

1. Die Auflösung des Vereins wird von der Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit 

von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen beschlossen. 

2. Falls die Mitgliederversammlung nicht anders beschließt, agieren die Vorstandsmit-

glieder jeweils als einzelvertretungsberechtigte Liquidatoren. 

3. Bei Auflösung des Vereins oder Wegfall der steuerbegünstigten Zwecke ist das Ver-

einsvermögen an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder eine andere 

steuerbegünstigte Körperschaft zwecks Verwendung für Bildung, Erziehung und Hilfe 

von im Sinne von § 53 AO 1977 bedürftigen Personen. Die Mitgliederversammlung 

bestimmt den Empfänger zusammen mit dem Beschluss nach § 11 Abs. 1. 

4. Die Ausführung von Beschlüssen über die künftige Verwendung des Vermögens darf 

erst nach Zustimmung des Finanzamts erfolgen. 



§12 Schlussbestimmungen 

1. Der Vorstand im Sinne des § 26 BGB ist ermächtigt, alle auf Verlangen des Finanz-    

oder Amtsgerichts etwa erforderlich werdenden formellen oder redaktionellen Sat-

zungsänderungen von sich aus vorzunehmen. 

2. Sollten sich einzelne Bestimmungen der Satzung oder eine künftige in sie aufgenom-

mene Bestimmung ganz oder teilweise als unwirksam oder undurchführbar heraus-

stellen, so wird dadurch die Gültigkeit der Satzung im Übrigen nicht berührt. In einem 

solchen Falle ist die ungültige oder undurchführbare Bestimmung durch Beschluss 

der Mitglieder möglichst so umzudeuten oder zu ergänzen, dass der mit der ungülti-

gen Bestimmung beabsichtigte Zweck unter Berücksichtigung der gesetzlichen Vor-

schriften erreicht wird. Dasselbe gilt, wenn bei der Durchführung der Satzung eine 

ergänzungsbedürftige Satzungslücke offenbar wird. 

3. Elektronische Unterschriften werden als gültig angesehen. 

 

§13 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt mit Beschluss der Gründungsversammlung am 18.05.2021 in Kraft. 

 

 


